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AN
W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTSHOFS (Sechste Kammer)

6. Oktober 2021 *

»Vorlage zur Vorabentscheidung — Gemeinsame Agrarpolitik — Finanzierung durch den
Europiischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums (ELER) —
Nationales Entwicklungsprogramm fiir den landlichen Raum 2014-2020 — Verordnung (EU)
Nr. 1305/2013 — Art. 19 Abs. 1 Buchst. a — Existenzgriindungsbeihilfe fiir Junglandwirte —
Beihilfe fiir die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe — Kumulierung von Beihilfen —
Moéglichkeit, die Kumulierung zu versagen®

In der Rechtssache C-119/20

betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUV, eingereicht vom Augstaka tiesa
(Senats) (Oberster Gerichtshof, Lettland) mit Entscheidung vom 24. Februar 2020, beim
Gerichtshof eingegangen am 28. Februar 2020, in dem Verfahren

Liga Senfelde

gegen

Lauku atbalsta dienests

erldsst

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerprésidenten L. Bay Larsen (Berichterstatter), der Richterin
C. Toader und des Richters N. Jadskinen,

Generalanwiltin: J. Kokott,

Kanzler: A. Calot Escobar,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens,

unter Beriicksichtigung der Erkldrungen

— von Frau L. Senfelde, die sich selbst vertritt,

— der lettischen Regierung, urspriinglich vertreten durch K. Pommere, V. Soneca, L. Juskevica
und E. Bardins, dann durch K. Pommere und E. Bardins als Bevollméchtigte,

* Verfahrenssprache: Lettisch.
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— der Europdischen Kommission, vertreten durch M. Kaduczak und A. Sauka als
Bevollmaéchtigte,

nach Anhorung der Schlussantrége der Generalanwiltin in der Sitzung vom 3. Juni 2021

folgendes

Urteil

Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung von Art. 19 Abs. 1 Buchst. a der
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europidischen Parlaments und des Rates vom
17. Dezember 2013 iiber die Forderung der ldndlichen Entwicklung durch den Europiischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABL 2013, L 347, S. 487, und Berichtigung ABL 2016, L 130,
S. 1).

Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen Frau Liga Senfelde, Eigentiimerin eines
Betriebs, und dem Lauku atbalsta dienests (Dienst zur Unterstiitzung des landlichen Raums,
Lettland) wegen der Entscheidung, ihr die Kumulierung zweier Beihilfen zur Entwicklung der
landwirtschaftlichen Betriebe und sonstiger Unternehmen zu verweigern.

Rechtlicher Rahmen

Unionsrecht

Verordnung Nr. 1305/2013
In den Erwédgungsgriinden 3, 7 und 17 der Verordnung Nr. 1305/2013 heif3t es:

»(3) Da das Ziel dieser Verordnung, ndmlich die landliche Entwicklung ... von den
Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann, sondern vielmehr ... auf
Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem ..
Subsidiaritatsprinzip tatig werden. ...

(7) ... Jeder Mitgliedstaat sollte entweder ein nationales Programm zur Entwicklung des
landlichen Raums fiir sein gesamtes Hoheitsgebiet oder ein Biindel von regionalen
Programmen oder sowohl ein nationales Programm als auch ein Biindel von regionalen
Programmen ausarbeiten. In jedem Programm sollten eine Strategie fiir die Verwirklichung
von Zielen in Bezug auf die Prioritidten der Union fiir die Entwicklung des landlichen Raums
und eine Auswahl von Mafinahmen bestimmt werden. Die Programmplanung sollte mit den
Priorititen der Union fiir die Entwicklung des lindlichen Raums iibereinstimmen, dabei
jedoch gleichzeitig an den nationalen Kontext angepasst sein und die anderen
Unionspolitiken ergédnzen, insbesondere die Agrarmarktpolitik, die Kohésionspolitik und
die Gemeinsame Fischereipolitik. Mitgliedstaaten, die sich fiir die Vorbereitung eines
Biindels von regionalen Programmen entscheiden, sollten auch in der Lage sein, auch eine
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nationale Rahmenregelung ohne gesonderte Zuteilung von Haushaltsmitteln auszuarbeiten,
um die Koordinierung zwischen den Regionen bei der Bewiltigung nationaler
Herausforderungen zu erleichtern.

(17) ... Die Entwicklung kleiner, potenziell wirtschaftlich lebensfihiger Betriebe sollte ebenfalls
gefordert werden. Um die Lebensfihigkeit der im Rahmen dieser Mafinahme unterstiitzten
neuen Wirtschaftstatigkeiten zu gewahrleisten, sollte die Forderung von der Vorlage eines
Geschiftsplans abhidngig gemacht werden. ...*

Art. 2 Abs. 1 Buchst. n dieser Verordnung definiert den ,Junglandwirt® als eine Person, die zum
Zeitpunkt der Antragstellung hochstens 40 Jahre alt ist, iiber eine ausreichende berufliche
Qualifikation verfiigt und sich erstmals in einem landwirtschaftlichen Betrieb als Landwirt
niederldsst.

Art. 5 (,Priorititen der Union fiir die Entwicklung des lindlichen Raums*) Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a
dieser Verordnung bestimmt:

»Die Verwirklichung der Ziele der Entwicklung des lindlichen Raums, die zur Strategie Europa
2020 fiir intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum beitragen, wird anhand folgender
sechs Priorititen der Union fiir die Entwicklung des landlichen Raums angestrebt ...:

2. Verbesserung der Lebensfihigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe und der
Wettbewerbsfihigkeit aller Arten von Landwirtschaft in allen Regionen ... mit Schwerpunkt
auf den folgenden Bereichen:

a) Verbesserung der Wirtschaftsleistung aller landwirtschaftlichen Betriebe, Unterstiitzung
der Betriebsumstrukturierung und -modernisierung insbesondere mit Blick auf die
Erh6hung der Marktbeteiligung und -orientierung ...“

Art. 6 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1305/2013 lautet:

»Der [Europdische Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums (ELER)] wirkt in
den Mitgliedstaaten in Form von Programmen zur Entwicklung des ldndlichen Raums. Mit diesen
Programmen wird eine Strategie zur Verwirklichung der Prioritdten der Union fiir die Entwicklung
des ldndlichen Raums iiber ein Biindel von Mafinahmen umgesetzt, die in Titel III definiert sind. Fiir
die Verwirklichung der Ziele zur Entwicklung des liandlichen Raums, die mittels Priorititen der
Union verfolgt werden, wird eine Forderung aus dem ELER beantragt.”

Art. 13 dieser Verordnung bestimmt:

»Jede MafSnahme zur Entwicklung des ldndlichen Raums muss darauf ausgerichtet sein, insbesondere
zur Verwirklichung einer oder mehrerer Prioritdten der Union fiir die Entwicklung des ldndlichen
Raums beizutragen. Anhang VI enthilt ein indikatives Verzeichnis der Mafinahmen von besonderer
Bedeutung fiir die Priorititen der Union.”
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In Art. 19 (,Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe und sonstiger Unternehmen®) der
Verordnung heif3t es:

»(1) Die Forderung im Rahmen dieser Mafinahmen betrifft

a) Existenzgriindungsbeihilfen fiir
i) Junglandwirte;

iii) die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe;

(2) Die Forderung geméf3 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i wird Junglandwirten gewédhrt.

Die Forderung geméf$ Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iii wird kleinen landwirtschaftlichen Betrieben
gewihrt, die der Begriffsbestimmung der Mitgliedstaaten entsprechen.

(4) Die Gewidhrung der Forderung geméfs Absatz 1 Buchstabe a ist von der Vorlage eines
Geschiftsplans abhingig. Mit der Durchfithrung des Geschiftsplans muss innerhalb von neun
Monaten ab dem Zeitpunkt des Beschlusses zur Gewéhrung der Férderung begonnen werden.

Bei Junglandwirten, die eine Forderung geméafd Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i erhalten, ist im
Geschiftsplan vorzusehen, dass der Junglandwirt innerhalb von 18 Monaten ab dem Zeitpunkt
der Niederlassung den Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 im Hinblick auf aktive
Landwirte einhalt.

Die Mitgliedstaaten setzen Ober- und Untergrenzen fiir die Gewdhrung des Zugangs der
landwirtschaftlichen Betriebe zur Forderung gemafl Absatz 1 Buchstabe a Ziffern i und iii fest.
Die Untergrenze fiir die Forderung geméafd Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i liegt dabei hoher als die
Obergrenze fiir die Forderung gemdfd Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iii. Die Forderung ist auf
Betriebe begrenzt, die der Begriffsbestimmung der Kleinst- und kleinen Unternehmen
entsprechen.

(5) Die Forderung gemiafl Absatz 1 Buchstabe a wird in mindestens zwei Tranchen wihrend
eines Zeitraums von hochstens fiinf Jahren gezahlt. Die Tranchen diirfen degressiv sein. Die
Zahlung der letzten Tranche geméfd Absatz 1 Buchstabe a Ziffern i und ii hingt von der
ordnungsgemaéflen Durchfiihrung des Geschiftsplans ab.

(6) Der Hochstbetrag der Forderung gemifd Absatz 1 Buchstabe a ist in Anhang II festgesetzt. Die
Mitgliedstaaten setzen den Forderbetrag geméafd Absatz 1 Buchstabe a Ziffern i und ii auch unter
Beriicksichtigung der soziokonomischen Lage des Programmgebiets fest.

“«
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Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 808/2014

Anhang I der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 808/2014 der Kommission vom 17. Juli 2014
mit Durchfithrungsvorschriften zur Verordnung Nr. 1305/2013 (ABL. 2014, L 227, S. 18) enthalt
einen Teil 5 (iber Mafinahmen- und Teilmafinahmencodes. Dieser Teil sieht geméf Art. 19 der
Verordnung Nr. 1305/2013 unter Code 6 die Mafinahme ,Entwicklung der landwirtschaftlichen
Betriebe und sonstiger Unternehmen” vor. Zu den TeilmafSnahmen fiir die Programmplanung,
die dieser MafSnahme entsprechen, gehoren unter Code 6.1 die ,Existenzgriindungsbeihilfe fiir
Junglandwirte® und unter Code 6.3 die ,Existenzgriindungsbeihilfe fiir die Entwicklung kleiner
landwirtschaftlicher Betriebe®.

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 807/2014

Nach Art. 5 Abs. 2 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 807/2014 der Kommission vom
11. Mérz 2014 zur Ergédnzung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Européischen Parlaments
und des Rates iiber die Forderung der ldndlichen Entwicklung durch den Européischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums (ELER) und zur Einfithrung von
Ubergangsvorschriften (ABL. 2014, L 227, S. 1) setzen die Mitgliedstaaten die Grenzen gemif3
Art. 19 Abs. 4 Unterabs. 3 der Verordnung Nr. 1305/2013 auf der Grundlage des
Produktionspotenzials des landwirtschaftlichen Betriebs, gemessen in Standardoutput gemaf3
Art. 5 der Verordnung (EG) Nr. 1242/2008 der Kommission vom 8. Dezember 2008 zur
Errichtung eines gemeinschaftlichen Klassifizierungssystems der landwirtschaftlichen Betriebe
(ABL 2008, L 335, S. 3), oder einer gleichwertigen Grundlage fest.

Rahmenregelung der Europdischen Union fiir staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in
ldndlichen Gebieten 2014-2020

Nach Rn. 99 der Rahmenregelung der Europaischen Union fiir staatliche Beihilfen im Agrar- und
Forstsektor und in ldndlichen Gebieten 2014-2020 (ABI. 2014, C 204, S. 1) ,,[konnen]| Beihilfen ...
im Rahmen mehrerer Beihilferegelungen gleichzeitig gewédhrt oder mit Ad-hoc-Beihilfen
kumuliert werden, sofern der Gesamtbetrag der staatlichen Beihilfen fiir eine Tatigkeit oder ein
Vorhaben die in dieser Rahmenregelung festgesetzten Beihilfeobergrenzen nicht tibersteigt”.

Rn. 184 dieser Leitlinien sieht vor, dass ,[d]ie Beihilfe ... auf 70000 [Euro] pro Junglandwirt
und 15 000 [Euro] pro kleiner landwirtschaftlicher Betrieb zu begrenzen [ist und dass b]ei der Fes-
tsetzung des Beihilfebetrags fiir Junglandwirte ... die Mitgliedstaaten auch der soziodkono-

“«

mischen Lage des betreffenden Gebiets Rechnung tragen [miissen]”.
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Lettisches Recht

Nr. 1 der Verordnung Nr. 292 des Ministerrats vom 9. Juni 2015 {iber das Verfahren zur
Gewdhrung von Beihilfen auf nationaler Ebene und auf Ebene der Europidischen Union fiir die
Teilmafinahme ,Existenzgriindungsbeihilfen fiir die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher
Betriebe” der MafSnahme ,Entwicklung von landwirtschaftlichen Betrieben und Unternehmen®
(Latvijas Véstnesis, 2015, Nr. 126) sieht vor:

»Diese Verordnung regelt das Verfahren zur Gewéahrung von Beihilfen auf nationaler Ebene und
auf Ebene der Europdischen Union fiir die Teilmafinahme ,Existenzgriindungsbeihilfen fiir die
Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe® im Rahmen der Mafsnahme ,Entwicklung der

(444

landwirtschaftlichen Betriebe und sonstigen Unternehmen in Form einer einmaligen Zahlung™.
Nr. 20 dieser Verordnung bestimmt:

sInnerhalb eines Programmplanungszeitraums kann derjenige, der eine Beihilfe beantragt,
einmalig die in diesen Bestimmungen genannte Beihilfe erhalten.”

Ausgangsverfahren und Vorlagefragen

Die Klagerin des Ausgangsverfahrens, die Eigentiimerin eines landwirtschaftlichen Betriebs,
beantragte am 5. Oktober 2015 im Rahmen eines ersten Vorhabens eine
Existenzgriindungsbeihilfe fiir die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe.

Mit Entscheidung vom 15. Januar 2016 gab der Dienst zur Unterstiitzung des ldndlichen Raums
diesem Antrag statt.

Am 27. Juli 2016 tibernahm die Kldgerin den landwirtschaftlichen Betrieb, den zuvor ihre Eltern
betrieben hatten.

Am 23. August 2016 stellte sie im Rahmen eines zweiten Vorhabens einen Antrag auf Mittel zur
Existenzgriindung fiir Junglandwirte, wobei sie die durch die erste Beihilfe geforderten
Tatigkeiten fortsetzte.

Dieser zweite Antrag wurde am 8. November 2016 vom Dienst zur Unterstiitzung des ldndlichen
Raums auf der Grundlage von Art. 19 Abs. 4 der Verordnung Nr. 1305/2013 abgelehnt.

Er war der Ansicht, dass ein Antragsteller im Rahmen einer MafSnahme entweder eine Beihilfe fiir
die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe oder eine Beihilfe fiir Junglandwirte
erhalten konne. Nach der nationalen Regelung sei es auch nicht zulédssig, zundchst eine Beihilfe
fiir die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe und dann die Beihilfe fiir Junglandwirte
zu beantragen, da ein solcher Antrag in Bezug auf die letztgenannte Beihilfe folglich die
Voraussetzung der erstmaligen Niederlassung oder der Ubernahme eines Betriebs nicht erfiille.

Die Kldgerin des Ausgangsverfahrens focht diesen Ablehnungsbescheid beim Dienst zur
Unterstiitzung des lindlichen Raums an. Mit Entscheidung vom 6. Januar 2017 bestdtigte dieser
diese Ablehnung und verwies dabei erneut auf das Verbot der Kumulierung verschiedener in
dieser Verordnung vorgesehener Beihilfen.

6 ECLL:EU:C:2021:817
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Die anschlieflfend von der Kligerin gegen diese ablehnende Entscheidung erhobenen
Rechtsbehelfe blieben vor dem Administrativa rajona tiesa (Bezirksverwaltungsgericht, Lettland)
bzw. dem Administrativa apgabaltiesa (Regionales Verwaltungsgericht, Lettland) ohne Erfolg.

Diese Gerichte waren u. a. der Auffassung, dass aus den in den Vorhaben der Kldgerin des
Ausgangsverfahrens dargelegten Zielen hervorgehe, dass das zweite Vorhaben eine
Weiterverfolgung des mit dem ersten Vorhaben verfolgten Ziels darstelle. Die Gewahrung zweier
Beihilfen zu demselben Zweck verstofie gegen den Grundsatz der einmaligen Zahlung und kdnne
nicht als verhéltnisméflige Verwendung der Mittel angesehen werden. Dariiber hinaus falle ein
Landwirt nicht mehr unter den Begriff ,Junglandwirt®, wenn er die Beihilfe fiir die Entwicklung
kleiner landwirtschaftlicher Betriebe nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. iii der Verordnung
Nr. 1305/2013 erhalten habe.

Die Kldgerin des Ausgangsverfahrens erhob am 23. November 2017 Kassationsbeschwerde beim
Augstaka tiesa (Senats) (Oberster Gerichtshof, Lettland) und machte darin insbesondere geltend,
dass die Bestimmungen der Verordnung Nr. 1305/2013 fehlerhaft ausgelegt worden seien.

Sie ist insoweit der Ansicht, dass die beiden Beihilfen unterschiedlichen Vorschriften unterlagen
und dass die Regel, dass eine Beihilfe nach dieser Verordnung nicht mehr als einmal bezogen
werden konne, fiir jede TeilmafSnahme individuell und nicht fiir ihre Kumulierung gelte.

Das vorlegende Gericht stellt sich daher die Frage nach der Vereinbarkeit einer nationalen
Regelung, die die Zahlung der Beihilfe nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i der Verordnung
Nr. 1305/2013 an einen Landwirt verbietet, der bereits die Beihilfe nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a
Ziff. iii dieser Verordnung erhalten hat, mit dem Unionsrecht.

Unter diesen Umstdnden hat der Augstaka tiesa (Senats) (Oberster Gerichtshof) beschlossen, das
Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen:

Ist Art. 19 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung Nr. 1305/2013 in Verbindung mit weiteren
Bestimmungen dieser Verordnung und der Rahmenregelung der Europédischen Union fiir
staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in lindlichen Gebieten 2014-2020 dahin
auszulegen, dass

1. ein Landwirt die Eigenschaft als ,Junglandwirt” allein aus dem Grund verliert, dass er zwei
Jahre zuvor die in Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. iii der Verordnung Nr. 1305/2013 vorgesehene
Beihilfe zur Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe erhalten hat;

2. die genannten Bestimmungen den Mitgliedstaaten gestatten, eine Regelung vorzusehen, nach
der die Beihilfe nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i dieser Verordnung an einen Landwirt
nicht gezahlt wird, wenn ihm bereits die Beihilfe nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. iii gewahrt
worden ist;

3. ein Mitgliedstaat berechtigt ist, die Kumulierung von Beihilfen einem Landwirt zu verweigern,

wenn die im Programm zur Entwicklung des ldndlichen Raums vorgesehene
Kumulierungsabfolge nicht eingehalten wurde?

ECLI:EU:C:2021:817 7
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Zu den Vorlagefragen

Zur ersten Frage

Mit seiner ersten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob Art. 19 Abs. 1 der Verordnung
Nr. 1305/2013 dahin auszulegen ist, dass er dem entgegensteht, dass ein Landwirt, der die
Existenzgriindungsbeihilfe fiir die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe nach
Buchst. a Ziff. iii dieser Bestimmung erhalten hat, diese mit der Existenzgriindungsbeihilfe fiir
Junglandwirte nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i dieser Verordnung kumulieren kann.

Wie aus Art. 19 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung Nr. 1305/2013 hervorgeht, erfasst die Beihilfe im
Rahmen der Mafinahme ,Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe und sonstiger
Unternehmen” drei Arten von Existenzgriindungsbeihilfen, darunter die fiir Junglandwirte und
die fir die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe.

In Anhang I Teil 5 (,Mafinahmen- und Teilmafinahmencodes“) der Durchfithrungsverordnung
Nr. 808/2014 sind der Code der Beihilfe fiir die MafSnahme ,Entwicklung der
landwirtschaftlichen Betriebe und sonstiger Unternehmen“ nach Art. 19 der Verordnung
Nr. 1305/2013 und die Codes der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Teilmafinahmen
»Existenzgriindungsbeihilfen fiir Junglandwirte® bzw. ,Existenzgriindungsbeihilfen fiir die
Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe“ aufgefiihrt.

Nach Art. 19 Abs. 2 der Verordnung Nr. 1305/2013 wird die Forderung gemafd Art. 19 Abs. 1
Buchst. a Ziff. i dieser Verordnung Junglandwirten und die Forderung geméafs Art. 19 Abs. 1
Buchst. a Ziff. iii kleinen landwirtschaftlichen Betrieben gewihrt, die der Begriffsbestimmung der
Mitgliedstaaten entsprechen.

Die letztgenannte Bestimmung {iberlédsst es somit zwar den Mitgliedstaaten, den Begriff ,kleine
landwirtschaftliche Betriebe“ zu bestimmen, doch definiert Art. 2 Abs. 1 Buchst. n der
Verordnung Nr. 1305/2013 den ,Junglandwirt” im Sinne dieser Verordnung als ,eine Person, die
zum Zeitpunkt der Antragstellung hochstens 40 Jahre alt ist, iiber eine ausreichende berufliche
Qualifikation verfiigt und sich erstmals in einem landwirtschaftlichen Betrieb als Landwirt
niederldsst”.

Obwohl der Wortlaut von Art. 19 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung u. a. die Gewédhrung der beiden
im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Beihilfen erfasst, ist festzustellen, dass er weder eine
Abfolge fiir die Gewdhrung dieser Beihilfen festlegt noch ihre kumulative Gewéhrung
ausdriicklich ausschlief3t.

Art. 19 Abs. 4 Unterabs. 1 der Verordnung Nr. 1305/2013 sieht vor, dass die Gewédhrung der in
dessen Abs. 1 Buchst. a genannten Beihilfen, zu denen die beiden im Ausgangsverfahren in Rede
stehenden Beihilfen gehdren, von der Durchfithrung eines Geschiftsplans abhéngig ist, und legt
die Bedingungen fiir die Durchfiihrung dieses Plans fest.

Auflerdem sieht Art. 19 Abs. 4 Unterabs. 3 dieser Verordnung vor, dass die Mitgliedstaaten Ober-
und Untergrenzen fiir die Gewdhrung des Zugangs der landwirtschaftlichen Betriebe zur
Forderung gemdfd Abs. 1 Buchst. a Ziff. i und iii dieses Artikels festsetzen. Er bestimmt, dass die
Untergrenze fiir die Férderung geméaf8 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i dabei hoher liegen muss als die
Obergrenze fiir die Forderung geméf3 Abs. 1 Buchst. a Ziff. iii und dass diese auf Betriebe begrenzt
ist, die der Begriffsbestimmung der Kleinst- und kleinen Unternehmen entsprechen.
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Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass der Kommission, wie sich aus Art. 19 Abs. 8 der Verordnung
Nr. 1305/2013 ergibt, die Befugnis iibertragen wird, delegierte Rechtsakte insbesondere zur
Festsetzung der Grenzen gemaf$ Art. 19 Abs. 4 dieser Verordnung zu erlassen. Nach Art. 5 Abs. 2
der Delegierten Verordnung Nr. 807/2014 setzen die Mitgliedstaaten die Grenzen gemaf3 Art. 19
Abs. 4 Unterabs. 3 der Verordnung Nr. 1305/2013 auf der Grundlage des Produktionspotenzials
des landwirtschaftlichen Betriebs, gemessen in Standardoutput oder einer gleichwertigen
Grundlage, fest.

Art. 19 Abs. 4 der Verordnung Nr. 1305/2013 behandelt nicht ausdriicklich die Frage der
Kumulierung von Beihilfen, die nach ihrem Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i und iii gewéhrt
wurden. Zudem steht die Festsetzung von Grenzen fiir diese Beihilfen, wie sie in Art. 19 Abs. 4
genannt sind, einer Kumulierung der betreffenden Beihilfen nicht entgegen, sofern der in Art. 19
Abs. 6 dieser Verordnung genannte Hochstbetrag der gewéhrten Beihilfe eingehalten wird.

Es ist namlich nicht ausgeschlossen, dass der Empfinger, nachdem er eine
Existenzgriindungsbeihilfe fiir die Entwicklung eines kleinen landwirtschaftlichen Betriebs
erhalten hat, sein Produktionspotenzial gegebenenfalls dank des Bezugs der ersten Beihilfe
steigern konnte, so dass er beschlief3t, sich als ,Junglandwirt® im Sinne von Art. 2 Abs. 1
Buchst. n der Verordnung Nr. 1305/2013 niederzulassen.

Daher schlief3t die Eigenschaft als Empfanger einer solchen Beihilfe nicht die Mdglichkeit aus, sich
auf die Eigenschaft als ,Junglandwirt” im Sinne dieser Bestimmung zu berufen, die nur die
Kriterien des Alters, der Befihigung und der erstmaligen Niederlassung in einem
landwirtschaftlichen Betrieb als Landwirt festlegt. Daraus folgt, dass ein Landwirt wie die
Klagerin des Ausgangsverfahrens als ,Junglandwirt® im Sinne dieser Bestimmung eingestuft
werden kann, auch wenn ihm bereits die Existenzgriindungsbeihilfe fiir die Entwicklung kleiner
landwirtschaftlicher Betriebe nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. iii der Verordnung
Nr. 1305/2013 gewéhrt worden ist.

Das Kriterium der erstmaligen Niederlassung in einem landwirtschaftlichen Betrieb bedeutet
nicht zwangslaufig, dass der landwirtschaftliche Betrieb, in dem der ,Junglandwirt sich erstmalig
niederlédsst, ein neuer Betrieb ist, da dieses Kriterium auch erfiillt sein kann, wenn dieser
sjunglandwirt” einen alten Betrieb weiterentwickeln will.

Fir die Moglichkeit, die beiden im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Beihilfen zu
kumulieren, spricht auch der Umstand, dass die Verordnung Nr. 1305/2013 die Zahlung der
Beihilfe fiir Junglandwirte nicht in einem einzigen Schritt, sondern gestaffelt vorgesehen hat,
wobei die Mdglichkeit einer solchen Zahlung in Tranchen in Art. 19 Abs. 5 dieser Verordnung
ausdriicklich vorgesehen ist und im Ubrigen in deren 17. Erwigungsgrund zum Ausdruck kommt.

Wie die Generalanwiltin in Nr. 75 ihrer Schlussantrige ausgefiihrt hat, triige im Ubrigen der
Umstand, es einem Junglandwirt zu ermoglichen, auch nach dem Bezug der Beihilfe fiir die
Entwicklung eines kleinen landwirtschaftlichen Betriebs noch die Férderung fiir Junglandwirte zu
beantragen, auf die dann der aufgrund der ersten Beihilfe bereits erhaltene Betrag angerechnet
wird, der Lebenswirklichkeit von Junglandwirten Rechnung und stiinde sowohl mit den Zielen
der Verordnung Nr. 1305/2013 als auch mit den Prioritdten der Union fiir die Entwicklung des
landlichen Raums im Einklang.
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Das Erfordernis, Landwirte in der Niederlassungsphase dazu zu ermutigen, ihre Betriebe zu
vergroflern und weiterzuentwickeln und ihre urspriinglichen Geschiftsplane dahin gehend
anzupassen, tragt ndmlich zur Verwirklichung des Ziels dieser Verordnung, der landlichen
Entwicklung, wie es im dritten Erwdgungsgrund dieser Verordnung zum Ausdruck kommt,
sowie zur notwendigen Forderung der — wie es im 17. Erwdgungsgrund dieser Verordnung
heifit — Entwicklung kleiner, potenziell wirtschaftlich lebensfahiger Betriebe bei.

Auflerdem ist darauf hinzuweisen, dass die Verordnung Nr. 1305/2013 sowohl die Ziele, zu deren
Erreichung die Politik der Entwicklung des ldndlichen Raums beitragen soll, als auch die
entsprechenden Prioritdten der Union sowie geeignete MafSnahmen fiir ihre Umsetzung festlegt.
Art. 5 dieser Verordnung nennt namlich sechs Prioritdten fiir die Entwicklung des lindlichen
Raums. Zu diesen zdhlt nach Nr. 2 dieses Artikels u. a. die Verbesserung der Lebensfiahigkeit der
landwirtschaftlichen Betriebe und der Wettbewerbsfihigkeit aller Arten von Landwirtschaft,
ebenso wie der Generationswechsel, mit Schwerpunkt insbesondere auf der Verbesserung der
Wirtschaftsleistung aller landwirtschaftlichen Betriebe und der Unterstiitzung der
Betriebsumstrukturierung und -modernisierung (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 8. Juli 2021,
Région wallonne [Beihilfen fiir Junglandwirte], C-830/19, EU:C:2021:552, Rn. 34).

Das Erfordernis, Landwirte in der Niederlassungsphase dazu zu ermutigen, ihre Betriebe zu
vergrofiern und weiterzuentwickeln, auf das in Rn. 43 des vorliegenden Urteils hingewiesen wird,
gehort aber auch zu den Prioritdten der Union fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums.

Im vorliegenden Fall hatte die Kldgerin des Ausgangsverfahrens ausweislich der
Vorlageentscheidung in ihrem Geschiftsplan in Bezug auf die Beihilfe fiir Junglandwirte gerade
den Wunsch geduflert, das begonnene Projekt weiterzufithren und ihren Betrieb durch die
Erweiterung seines Tierbestands weiterzuentwickeln.

Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass Art. 19 Abs. 6 der Verordnung Nr. 1305/2013 die Betriage
begrenzt, die als Junglandwirt im Rahmen der Beihilfe geméafs Abs. 1 Buchst. a dieses Artikels
bezogen werden kénnen, indem er einen ,,Hochstbetrag” der hierfiir gewéhrten Beihilfe vorsieht.

Nach Rn. 99 der Rahmenregelung der Europaischen Union fiir staatliche Beihilfen im Agrar- und
Forstsektor und in ldndlichen Gebieten 2014-2020 koénnen Beihilfen im Rahmen mehrerer
Beihilferegelungen gleichzeitig gewéhrt oder mit Ad-hoc-Beihilfen kumuliert werden, sofern der
Gesamtbetrag der staatlichen Beihilfen fiir eine Titigkeit oder ein Vorhaben die in dieser
Rahmenregelung festgesetzten Beihilfeobergrenzen nicht iibersteigt.

Hierzu heifdt es in Rn. 184 dieser Rahmenregelung, dass die Beihilfe auf 70 000 Euro pro Jungland-
wirt und 15000 Euro pro kleiner landwirtschaftlicher Betrieb zu begrenzen sei, wobei die Mit-
gliedstaaten bei der Festsetzung des Beihilfebetrags fiir Junglandwirte auch der
soziobkonomischen Lage des betreffenden Gebiets Rechnung tragen miissten.

Daher ist, wie die Generalanwiltin in Nr. 82 ihrer Schlussantriage ausgefithrt hat und wie in Rn. 37
des vorliegenden Urteils dargestellt worden ist, die im Rahmen der Existenzgriindungsbeihilfe fiir
die Entwicklung eines kleinen landwirtschaftlichen Betriebs erhaltene Forderung auf die im
Rahmen der Existenzgriindungsbeihilfe fiir Junglandwirte zu erhaltende Férderung anzurechnen,
so dass der Hochstbetrag fiir die Forderung je Junglandwirt geméaf$ Art. 19 Abs. 6 und Anhang II
der Verordnung Nr. 1305/2013 nicht tiberschritten wird.
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Nach alledem ist auf die erste Frage zu antworten, dass Art. 19 Abs. 1 der Verordnung
Nr. 1305/2013 dahin auszulegen ist, dass er dem nicht entgegensteht, dass ein Landwirt, der die
Existenzgriindungsbeihilfe fiir die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe nach
Buchst. a Ziff. iii dieser Bestimmung erhalten hat, diese mit der Existenzgriindungsbeihilfe fiir
Junglandwirte nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i dieser Verordnung kumulieren kann, sofern
der in dessen Abs. 6 genannte Hochstbetrag der gewahrten Beihilfe eingehalten wird.

Zur zweiten und zur dritten Frage

Mit seiner zweiten und seiner dritten Frage, die zusammen zu priifen sind, mochte das vorlegende
Gericht wissen, ob Art. 19 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1305/2013 dahin auszulegen ist, dass er
einer nationalen  Regelung  entgegensteht, nach der die  Gewidhrung der
Existenzgriindungsbeihilfe fiir die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe nach
Buchst. a Ziff. iii dieser Bestimmung den Bezug der Existenzgriindungsbeihilfe fiir Junglandwirte
nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i dieser Verordnung ausschlief3t.

Mit diesen Fragen mochte das vorlegende Gericht ganz konkret in Erfahrung bringen, iiber
welchen Gestaltungsspielraum die Mitgliedstaaten bei der Einfilhrung einer Regelung zur
Gewihrung dieser beiden Existenzgriindungsbeihilfen verfiigen.

Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass die Mitgliedstaaten die Verordnung Nr. 1305/2013 durch
ihre Programme zur Foérderung der landlichen Entwicklung umsetzen. Wie sich aus Art. 6 dieser
Verordnung ergibt und wie in deren siebtem Erwédgungsgrund zum Ausdruck kommt, wirkt der
ELER in den Mitgliedstaaten in Form dieser Programme.

Jeder Mitgliedstaat sollte daher entweder ein nationales Programm zur Entwicklung des
landlichen Raums fiir sein gesamtes Hoheitsgebiet oder ein Biindel von regionalen Programmen
oder sowohl ein nationales Programm als auch ein Biindel von regionalen Programmen
ausarbeiten, wobei mit diesen Programmen eine Strategie zur Verwirklichung der Prioritdten der
Union fiir die Entwicklung des landlichen Raums umgesetzt wird.

Daraus folgt, dass die Verordnung Nr. 1305/2013 den Mitgliedstaaten hinsichtlich der
Modalititen der Durchfithrung der in ihr vorgesehenen Beihilfen einen Gestaltungsspielraum
beldsst.

Diese Verordnung legt namlich ausweislich ihres Art. 1 auf der Grundlage von ,zwischen den
Mitgliedstaaten und der Kommission geteilten Zustdndigkeiten® die Regeln fiir die
Programmplanung, die Vernetzung, die Abwicklung, die Begleitung und die Bewertung sowie die
Vorschriften fiir die Sicherstellung der Koordinierung des ELER mit den {brigen
Unionsinstrumenten fest.

Der Gestaltungsspielraum, tiber den die Mitgliedstaaten in diesem Rahmen verfiigen, kann sich
insbesondere auf die Auswahlkriterien von Vorhaben beziehen, um sicherzustellen, dass die
Finanzmittel fiir die Entwicklung des landlichen Raums auf bestmdgliche Weise genutzt werden,
um die Mafinahmen im Rahmen der Programme zur Entwicklung des lindlichen Raums an den
Priorititen der Union fiir die Entwicklung des lindlichen Raums auszurichten, und um die
Gleichbehandlung der Antragsteller zu gewéhrleisten.
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Dieser Gestaltungsspielraum kann auch die Ausgestaltung der nationalen Programme zur
Entwicklung des ldndlichen Raums sowie die Umsetzung der Vorgaben der Verordnung
Nr. 1305/2013, u. a. in Bezug auf die Grofle der forderfahigen Betriebe, wie sie in Art. 19 Abs. 2
Unterabs. 3 dieser Verordnung genannt ist, oder die Hohe der Beihilfen, wie aus dessen Abs. 6
hervorgeht, betreffen.

Im Ubrigen muss nach Art. 13 der Verordnung Nr. 1305/2013 jede Mafinahme zur Entwicklung
des ldandlichen Raums darauf ausgerichtet sein, insbesondere zur Verwirklichung einer oder
mehrerer Priorititen der Union fiir die Entwicklung des lindlichen Raums beizutragen. Es ist
indes darauf hinzuweisen, dass, wie der Wortlaut dieses Artikels klarstellt, das Verzeichnis der
Mafinahmen in Anhang VI dieser Verordnung, die von besonderer Bedeutung fiir die Prioritidten
der Union sind, nur indikativ ist.

Folglich konnen die Mitgliedstaaten, wie die Kommission in ihren schriftlichen Erklarungen
ausgefithrt hat, grundsitzlich wihlen, was sie in ihre Programme fiir die Entwicklung des
landlichen Raums aufnehmen oder nicht. Sie haben somit die Moglichkeit, Beschriankungen fiir
die Gewdhrung von Existenzgriindungsbeihilfen nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a dieser Verordnung
vorzugeben, indem sie ein Verbot vorsehen, die Beihilfe nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i der
Verordnung an einen Landwirt zu zahlen, der bereits die Beihilfe nach Buchst. a Ziff. iii dieser
Bestimmung erhalten hat.

Nach alledem ist auf die zweite und die dritte Frage zu antworten, dass Art. 19 Abs. 1 der
Verordnung Nr. 1305/2013 dahin auszulegen ist, dass er einer nationalen Regelung nicht
entgegensteht, nach der die Gewdhrung der Existenzgriindungsbeihilfe fiir die Entwicklung
kleiner landwirtschaftlicher Betriebe nach Buchst. a Ziff. iii dieser Bestimmung den Bezug der
Existenzgriindungsbeihilfe fiir Junglandwirte nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i dieser
Verordnung ausschliefit.

Kosten

Fir die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem beim
vorlegenden Gericht anhdngigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses
Gerichts. Die Auslagen anderer Beteiligter fiir die Abgabe von Erklarungen vor dem Gerichtshof
sind nicht erstattungsfihig.

Aus diesen Griinden hat der Gerichtshof (Sechste Kammer) fiir Recht erkannt:

1. Art. 19 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 17. Dezember 2013 iiber die Forderung der lindlichen Entwicklung durch den
Europidischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums (ELER)
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 ist dahin auszulegen, dass er
dem nicht entgegensteht, dass ein Landwirt, der die Existenzgriindungsbeihilfe fiir die
Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe nach Buchst. a Ziff. iii dieser
Bestimmung erhalten hat, diese mit der Existenzgriindungsbeihilfe fiir Junglandwirte
nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i dieser Verordnung kumulieren kann, sofern der in
dessen Abs. 6 genannte Hochstbetrag der gewidhrten Beihilfe eingehalten wird.
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2. Art. 19 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1305/2013 ist dahin auszulegen, dass er einer
nationalen Regelung nicht entgegensteht, nach der die Gewidhrung der
Existenzgriindungsbeihilfe fiir die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe
nach Buchst. a Ziff. iii dieser Bestimmung den Erhalt der Existenzgriindungsbeihilfe fiir
Junglandwirte nach Art. 19 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i dieser Verordnung ausschlief3t.

Unterschriften

ECLI:EU:C:2021:817 13



	Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) 6. Oktober 2021 
	Urteil 
	Rechtlicher Rahmen 
	Unionsrecht 
	Verordnung Nr. 1305/2013 
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 808/2014 
	Delegierte Verordnung (EU) Nr. 807/2014 
	Rahmenregelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 2014-2020 

	Lettisches Recht 

	Ausgangsverfahren und Vorlagefragen 
	Zu den Vorlagefragen 
	Zur ersten Frage 
	Zur zweiten und zur dritten Frage 

	Kosten 


